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Die Kommission 7 “Gebietsstrukturen ” hat ihre 25. Sitzung am Freitag 19. September abgehalten.



Diese Sitzung hatte zum Ziel, den Teil des Vorentwurfes betreffend die von der Kommission 7 behandelten Themen zu überprüfen, dies unter Berücksichtung der Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens. 



Die Kommission hat den folgenden Änderungen zugestimmt:



Art. 55  b) Wahlen 



Das Volk Die Stimmberechtigten wählen die Mitglieder des Gemeinderats sowie gegebenenfalls jene des Generalrats. 



Art. 56  Gemeindeverbände 



1  Die Stimmberechtigten der in einem Verband zusammengeschlossenen Gemeinden verfügen über das Initiativ- und Referendumsrecht. Das Gesetz bestimmt den Gegenstand des obligatorischen Finanzreferendums. 

2 Die Verbände und die Behörden der Mitgliedgemeinden konsultieren und informieren die Bevölkerung. 



4. Kapitel 

Territoriale Gliederung 



Art. 144  Gemeinden 

     a) Stellung 



1  Die Gemeinden sind öffentlichrechtliche Körperschaften mit eigener Rechtspersönlichkeit. 

2  Die Gemeindeautonomie ist in den Grenzen des kantonalen Rechts gewährleistet. Gemeindeverbände können sich in ihrem Zuständigkeitsbereich darauf berufen. 

3 Bestand und Gebiet der Gemeinden sind gewährleistet. 



Art. 145  b) Aufgaben 



1 Die Gemeinden erfüllen die ihnen durch Verfassung und Gesetz übertragenen Aufgaben. 

2  Sie achten auf das Wohlergehen der Bevölkerung, gewährleisten eine dauerhafte Lebensqualität und bieten verfügen über bürgernahe Dienste an. 



Art. 146  c) Organe 



1  Den Gemeindeorganen können alle in kommunalen Angelegenheiten Stimmberechtigten angehören. 

2  Jede Gemeinde hat eine Gemeindeversammlung oder einen Generalrat sowie einen Gemeinderat. 

3 Der Generalrat wird im Proporzverfahren für fünf Jahre gewählt. 

4 Die Gemeindeversammlung oder der Generalrat legt die Anzahl Mitglieder des Gemeinderates zwischen fünf und neun fest.  

5 Der Gemeinderat wird im Majorzverfahren für fünf Jahre gewählt, sofern nicht das Proporzwahlverfahren beantragt wird. Er wählt seine Präsidentin oder seinen Präsidenten. 

 

Art. 147  d) Finanzordnung 



1 Die Gemeinden verfügen über Autonomie bei der Festlegung und der Erhebung und der Verwendung der Gemeindeabgaben und -steuern. 

2 Sie erstellen einen Finanzplan für die Amtsperiode. 



Art. 148  Finanzausgleich 



1 Unter den Gemeinden besteht ein Finanzausgleich. 

2  Der Staat trifft zudem Massnahmen zur Angleichung der Finanz- und 

Steuerkraft der Gemeinden. Er trägt dabei der Situation der Gemeinden mit 

besonderen kantonalen Funktionen Rechnung. 



Art. 149  Interkommunale Zusammenarbeit 



1 Der Staat fördert die interkommunale Zusammenarbeit. 

2 Die Gemeinden können sich für die Erfüllung einer oder mehrerer Aufgaben  zusammenschliessen. Sie müssen sich an sämtlichen Aufgaben des Gemeindeverbands beteiligen. 

3 Der Staat kann Gemeinden verpflichten, einem Gemeindeverband beizutreten oder einen solchen zu gründen. 

4 Die Gemeinden können regionale administrative Strukturen errichten. 



Art. 150  Fusionen 



1 Der Staat fördert und begünstigt Gemeindefusionen. 

2 Die Fusionen können über die Kantonsgrenzen hinaus erfolgen. 

3  Die Gemeindebehörden, die Stimmberechtigten sowie der Staat können 

eine Gemeindefusion vorschlagen. 

4  Die Stimmberechtigten der betroffenen Gemeinden entscheiden über die Fusion. Abs. 5 bleibt vorbehalten. 

5 Wenn es die kommunalen, regionalen oder kantonalen Interessen erfordern, kann der Staat nach Anhörung der betroffenen Gemeinden die Fusion anordnen. 



Art. 151  Regionale Strukturen 



Die Gemeinden können regionale administrative Strukturen errichten.  (neu : Absatz 4 des Artikels 149)



Artikel 152



Wird am 3. Oktober 2003 behandelt.



Die nächste Sitzung der Kommission findet am 3. Oktober 2003 statt. Sie wird sich mit den Anträgen und den Minderheitsanträgen auseinanderzusetzen haben und wird das Thema „Bezirke“ zu behandeln haben.





SébS/September 2003


